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Neue Bundesregierung im Amt

In der EU haben 421.000 Pflegekräfte ihren Beruf wegen
schlechter Bedingungen an den Nagel gehängt. Der
Europäische Gewerkschaftsverband für den öffentlichen
Dienst (EGÖD) symbolisierte das bei einer Aktion am 
29. Oktober in Brüssel mit dutzenden leeren  weißen
Clogs vor dem Gebäude des Europarats. Alten pfleger*in -
nen aus verschiedenen Ländern, darunter Ilka Steck aus
Baden-Württemberg (Foto), forderten die EU auf einzu-
greifen. b                     https://t1p.de/schuhaktion

Aktion in Brüssel 

Keine Schonfrist für die neue
Bundesregierung: SPD, Grüne
und FDP müssen gleich loslegen
und die dringend nötigen Ver -
besserungen für die Altenpflege
auf den Weg bringen. Der
Koalitionsvertrag bietet dafür
einige positive Ansätze.

Personalbemessung
»In der stationären Langzeit -
pflege beschleunigen wir den
Ausbau der Personalbemes -
sungs verfahren.« Gut so! Außer -
dem müssen verbindliche Stufen beim
Personalausbau und eine Mindest-
Fachkraftquote definiert sowie
Sanktionen bei Unter schrei tung der
Vorgaben festgelegt werden. 

Bezahlung
»Insbesondere in der stationä-
ren Langzeitpflege verbessern
wir Löhne und Arbeitsbedingun -
gen der Pflege kräfte mit dem
Ziel, die Gehaltslücke zwischen
Kranken- und Altenpflege zu
schließen.« Der Weg zu diesem
richtigen Ziel ist noch offen. Es könn-
te im ersten Schritt eine entspre-
chende Erhöhung des Pflegemindest -
lohns erfolgen. Eine neue Mindest -
lohn kommission ist dafür aber noch

nicht eingerichtet. Ein ver.di-Tarif -
vertrag, der die Angleichung voran-
bringen würde, liegt hingegen be -
reits auf dem Tisch.

Eigenanteile
»Wir werden in der stationären
Pflege die Eigenanteile begren-
zen und planbar machen.« Die
Eigenanteile sollten spätestens 2023
komplett gedeckelt und dann schritt-
weise auf null gesenkt werden. Die
geplante Herausnahme der  Aus -
 bil dungskosten und versicherungs -
fremder Leistungen aus den Eigen -
antei len sowie die Finanzierung der
 Be handlungspflege aus Mitteln der
Krankenversicherung sind richtige

Schritte zur Entlastung der Pflege -
versicherung sowie der pflege -
bedürftigten Menschen. 

Versicherungsbeiträge
»Den Beitrag zur Sozialen
Pflege versicherung heben wir
moderat an.« Stattdessen sollte
die Ein nahme basis der Sozialen
Pflege versicherung durch die Ein -
beziehung aller Einkommensarten
verbreitert werden. Das würde auch
die Grundlage dafür schaffen, sie zu
einer Vollversicherung weiterzuent-
wickeln, die alle pflegebedingten
Kosten abdeckt. Für eine solche
Solidarische Pflegegarantie wird
ver.di weiter streiten. b

Gleich loslegen für die Pflege

Sylvia Bühler, 
ver.di-Bundesvorstand:
»Der neue Bundesgesund -
heits minister Karl Lauter bach
ist gleich gefordert. Und das
nicht nur in Sachen Pande -
mie  be kämpfung. Auch die
grundlegenden Probleme in
der Altenpflege müssen nun
endlich angegangen werden.
Keine Zeit zu verlieren haben
wir bei der Ein führung be -
darfs gerechter Personal vor -
gaben, die verbindlich wirken
und eine hohe Fach lichkeit
sicherstellen. Die pflegebe-
dingten Eigenanteile in der
stationären Pflege müssen
gedeckelt werden und per-
spektivisch ganz entfallen. 
Die geplante Anhe bung der
Gehälter auf das Niveau der
Krankenpflege ist überfällig.
Packen wir es gemeinsam an!«
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Der neue Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach 2017 in Völklingen
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Hohe Renditen mit der Pflege
Private-Equity-Investoren machen sich in der Altenhilfe breit 

Sie haben untersucht, welche
Rolle Private-Equity-Investoren
in der stationären Pflege in
Deutschland spielen. Zunächst
einmal: Was genau bedeutet
Private Equity?

Dr. Marcus Wolf: Das sind im
Prinzip Kapitalsammelstellen, die
Geld von Pensionsfonds oder sehr
reichen Individuen verwalten und
investieren. Sie versprechen meist
hohe Renditen, oft im zweistelligen
Bereich.

Sie haben festgestellt, dass die
Private-Equity-Übernahmen von
Pflegeeinrichtungen in Deutsch -
land im letzten Jahrzehnt stark
zugenommen haben.

Ja, Private-Equity-Investoren über-
nehmen nicht nur immer mehr ein-
zelne Pflegeheime. Es werden auch
zunehmend Pflegeketten gekauft
oder zusammengekauft. Dadurch ver -
stärkt sich die Marktkonzentra tion: Es
entstehen große Konzerne mit hohem
Umsatz und vielen Einrichtungen.

Was macht die Pflegebranche
für diese Investoren so attrak-
tiv?

Zum einen ist sie ein Wachstums -
markt: Der demografische Wandel
führt zu einem stetig steigenden
Bedarf an Pflegeplätzen. Zum ande-
ren ist ein Großteil der Einnahmen

durch Steuergeld und Sozial versiche -
rungsbeiträge gesichert. Dieses Geld
landet als Gewinn letztlich teilweise
in den Taschen der Investoren.

Wie genau erreichen Private-
Equity-Gesellschaften mit
Pflegeeinrichtungen zweistelli-
ge Renditen?

Das läuft zum einen über die Immo -
bilien. Die Private-Equity-Investoren
kaufen die Pflegeeinrichtung und
verkaufen oftmals die Immobilie wei-
ter. Diese muss dann wieder zurück
gemietet werden. Den Verkaufserlös
nehmen die Investoren mitunter mit,
die Mietkosten werden dem Pflege -
unternehmen aufgebürdet, das sie 
als Investitionskosten wiederum auf
die Bewohner*innen umlegt. In eini-
gen Fällen in Großbritannien wurden
die Immobilien auch an Unterneh -
men verkauft, an denen die Private-
Equity-Gesellschaft wiederum selbst
beteiligt war. In diesem Fall fließen
auch die Mieten in die Taschen der
Investoren. Das aufzudecken, ist aber
oft sehr schwierig, weil die Eigen -
tums verhältnisse nicht nachvollzieh-
bar sind.

Beinhaltet der Weiterverkauf
der Immobilien nicht auch die
Gefahr, dass diese anderweitig
genutzt werden? Das sind ja
zum Teil Innenstadtlagen, wo
die Preise stark steigen.

Das stimmt. Ein naheliegender Fall
wurde auch in den sogenannten
Pandora-Papers aufgedeckt. Da
wurde der Betrieb eines Senioren -

zentrums in Pirna zugesagt, was
aber nie eingelöst wurde. Für die
Investoren ist in der Regel entschei-
dend, dass der Wert möglichst
schnell und stark steigt. Ob tatsäch-
lich Pflege betrieben wird, ist für sie
wohl oft zweitrangig. 

Mit welchen weiteren Metho -
den generieren Private-Equity-
Investoren in der Pflegebranche
hohe Gewinne?

Ein anderer Trick ist, dass Schulden
aus dem Kauf von Pflegeeinrich tun -
gen auf diese übertragen werden. 
So hat zum Beispiel der schwedische
Investor Nordic Capital 2017 das
Unternehmen Alloheim für über eine
Milliarde Euro übernommen. Die
Schulden machten mehr als das
Zehn fache des damaligen Unter -
nehmens gewinns aus und wurden
auf die Pflegekette übertragen.
Alloheim verbucht aktuell neun
Prozent Zinsen auf die Schulden an
die Muttergesellschaft. Auf diese
Weise wird Geld herausgezogen. 

Was bedeutet es für Unter neh -
men, Beschäftigte und pflege -
bedürftige Menschen, wenn
Einrichtungen von solchen
Investoren übernommen wer-
den?

Aus Großbritannien wissen wir, dass
schätzungsweise zehn Prozent 
der Gelder aus Pflegeeinrichtungen
in Private-Equity-Besitz abfließen.
Dieses Geld fehlt für eine gute
Versorgung. Studien aus den USA

zeigen, dass sogar die Sterblichkeit in
Private-Equity-geführten Heimen
höher ist als in anderen. Für Deutsch -
land gibt es dazu keine verlässlichen
Daten. Es gibt aber viele Aussagen
darüber, dass die Arbeitsintensität
steigt und die Pflegequalität nach-
lässt, wenn Häuser von diesen Inves -
toren gekauft werden. 

Die Gewinne stammen letztlich
aus Versichertenbeiträgen. Wie
ist das zu bewerten?

Man muss sich klarmachen, dass sol-
che Profi-Investoren immer wissen,
wie sie Geld abziehen können – ob
durch eine andere Verbuchung von
Kosten oder sonstwie. Oft landen die
Gewinne dann in Steueroasen, wer-
den also am Fiskus vorbeigeschleust.
Dieses systematische Absickern
öffentlicher Gelder ist ein riesiger
Skandal.

Was sollte der Staat dagegen
tun?

Der Staat könnte zum Beispiel unter-
binden, dass Eigentümer von Pflege -
einrichtungen in Schattenfinanz -
zentren sitzen. Durch systematische
Qualitätskontrollen und gesetzliche
Mindeststandards beim Personal
könnte er dem Auspressen von
Einrichtungen zur Gewinnmaximie -
rung Grenzen setzen. Auf finanzpoliti-
scher Ebene könnte das Modell der
Übertragung von Schulden sowie die
Haftung von Investoren in den Blick
genommen werden. In Großbritan -
nien gibt es schon mehrere Fälle, bei
denen Pflegeheimbetreiber nach
Private-Equity-Übernahmen wegen
der hohen Schuldenlast pleitegegan-
gen sind. b

Théo Bourgeron, Caroline Metz,
Marcus Wolf: Private-Equity-
Investoren in der Pflege. Eine Studie
über das Agieren von Private-Equity-
Investoren im Pflegebereich in
Europa. Download:
https://kurzelinks.de/434p
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Der Politökonom Dr. Marcus Wolf
ist Mitautor der von der Organi -
sation Finanz wende veröffentlich-
ten Studie »Private-Equity-
Investoren in der Pflege«.
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Wegweisender Abschluss
Tarifeinigung bei PFLEGEN & WOHNEN in Hamburg

Die rund 2.000 Beschäftigten
des Pflegeheimbetreibers PFLE-
GEN & WOHNEN HAMBURG
 hatten etwas nachzuholen. Das
haben sie geschafft.

In der Tarifrunde vor zwei Jahren
erreichte ver.di zwar die Zusammen -
führung von zwei unterschiedlichen
Entgelttabellen – ein Erbe der Aus -
einandersetzungen nach der Privati -
sierung 2007. Das war wichtig, um
die Ungleichbehandlung innerhalb
der Belegschaft zu überwinden,
hatte aber den Preis, dass die Ent -
gelte für einen Teil der Beschäftigten
2020 und 2021 nicht so stark zuleg-
ten. »Deshalb hatten wir jetzt den
klaren Auftrag der Kolleginnen und

Kollegen, deutliche Gehaltsverbesse -
rungen durchzusetzen«, erklärt die
Altenpflegerin Karin Jacobsen, die
sich als Betriebsratsvorsitzende und
in der ver.di-Tarifkommission enga-
giert. »Das ist uns gelungen.«

Monatlich ein Ausschlaftag
Laut der am 20. Oktober erzielten
Tarifeinigung steigen die Tabellen -
entgelte ab 1. Januar 2022 um 
4,0 Prozent und ab Januar 2023 um
weitere 3,6 Prozent, bei einer Lauf -
zeit von zwei Jahren. Doch nicht nur
bei der Bezahlung sei die Vereinba -
rung für die Altenpflege »wegwei-
send«, findet Jacobsen. Besonders
wichtig sei vielen Kolleg*innen auch,
dass die Zahl zusätzlicher Urlaubs -

tage bei Nacht- und Wechselschicht -
arbeit steigt. Bislang gibt es ab 80
Stunden Nachtdienst einen zusätzli-
chen freien Tag. Von 2023 an ist das
schon bei 60 Nachtstunden der Fall.
War der Zusatzurlaub bisher auf jähr-
lich acht Tage gedeckelt, können in
Zukunft bis zu zwölf Tage zusammen-
kommen. »Ein Ausschlaftag im Monat
– das ist für die betroffenen Beschäf -
tigten eine wirkliche Entlas tung«,
bilanziert Jacobsen. Zugleich stellt sie
klar: »Auch diejenigen, die nicht
nachts arbeiten, sind stark belastet.
Deshalb werden wir weiter fordern,
dass die Arbeitszeiten für alle redu-
ziert werden.« Das sei in dieser
Tarifrunde allerdings nicht durchsetz-
bar gewesen.

Der ver.di-Verhandlungsführer Arnold
Rekittke führt das auch auf den
Einfluss des Eigentümers Deutsche
Wohnen zurück, der seit 2019 bei
dem Hamburger Pflegeheimbetreiber
das Sagen hat. »Die Konzernvertreter
haben die Forderung nach kürzeren
Arbeitszeiten rigoros abgelehnt«,
 kritisiert Rekittke und betont, die
Gewerkschaft werde an dem Thema
dranbleiben. »Der Tarifvertrag bei
PFLEGEN & WOHNEN setzt einen
positiven Standard für die Altenpflege
in Hamburg. Wir werden auch in
Zukunft versuchen, diesen weiterzu-
entwickeln und die Berufe so attrakti-
ver zu machen – durch eine ange-
messene Bezahlung und bessere
Arbeitsbedingungen.« b

Im Pflegezentrum der baden-
württembergischen Gemeinde
Hüffenhardt herrschen ab dem
1. Januar 2022 wieder
 geordnete Verhältnisse.

2020 war das bis dahin zum örtlichen
Klinikum gehörende 133-Betten-Haus
von dem privaten Träger Domus Cura
übernommen worden – der Neuein -
ge stellte nicht mehr nach dem Tarif -
vertrag für den öffentlichen Dienst
(TVöD) entlohnte, sondern nach eige -
nen Regeln. Je nach Beschäfti gungs -
dauer liegen die Gehälter zum Teil um
mehrere tausend Euro jährlich unter
dem Flächentarifvertrag. Ab Neujahr
ist damit Schluss. ver.di hat einen
Anwendungstarifvertrag zum TVöD
geschlossen, und dabei sogar noch
weitere Verbesserungen durchgesetzt.

»Schon vor dem Verkauf haben wir
dem neuen Eigentümer klargemacht:
Die Beschäftigten wollen den TVöD
und sind bereit, sich dafür zu enga-
gieren«, berichtet der ver.di-Verhand -
lungsführer Arne Gailing. Im Zuge der
Diskussionen über eine Privatisierung
hatte sich die große Mehrheit der

etwa 100 Beschäftigten dafür ent-
schieden, ver.di beizutreten. Mit
einem gewerkschaftlichen Organi -
sationsgrad von über 70 Pro zent,
einer gut besuchten Betriebs ver -
samm lung und einer aktiven Mit -
tagspause vor dem Betrieb machten
sie dem Arbeitgeber klar, dass sie die
Tarifflucht nicht hinnehmen werden.

Das auf dieser Grundlage erzielte
Tarifergebnis geht in Teilen noch über
den TVöD hinaus. So wird zusätzlich
zur Jahressonderzahlung ein Urlaubs -
geld von 500 Euro gezahlt, unabhän-
gig vom Beschäftigungs umfang. Fürs
freiwillige Einspringen außerhalb des
Dienstplans gibt es eine Prämie von
50 Euro. Einziger Wermuts tropfen ist,
dass der Anspruchs zeit raum für den
Kranken geldzuschuss gegenüber 
dem TVöD verkürzt ist. »Das ist nicht
schön, wird aber durch die anderen
Ver besse rungen ausgeglichen«, meint
der Gewerkschafter. Gailings Fazit:
»Der Tarifvertrag in Hüffenhardt zeigt,
was gut organisierte Belegschaften
und eine starke Interessensvertretung
auch in der Altenpflege erreichen
können.« b

»wenn sie sich zusammenschließen
und solidarisch für ihre Interessen
eintreten«. In der Corona-Pandemie
hätten die Men schen und auch die
Politiker*innen für die Pflegekräfte
applaudiert. Den noch sei die Ver -
besserung der Arbeits bedingun gen
und der Ent lohnung kein Selbst läufer.
»Bei jeder Tarifver handlung zeigt
sich: Wir be kommen nichts ge -
schenkt, wir müssen jeden einzelnen
Cent durchsetzen. Dabei kommt es
auf jede und jeden an, mit auf die
Straße zu gehen.« b

Resolution und Tagungsbericht:
https://kurzelinks.de/i3o7

Die Altenpflege gehört oben auf die
Agenda der neuen Bundesregierung.
Das forderten die Teilnehmer*innen
der ver.di-Fachtagung für betriebliche
Interessenvertretungen aus der
Altenpflege am 19. und 20. Oktober
in Berlin in einer einstimmig
beschlossenen Resolution. 

Die Leite rin des ver.di-Bereichs Ge -
sund  heitswesen/Ge sund  heits  politik,
Grit Genster (im Bild), hatte zuvor
darauf hingewiesen, dass die rund
1,2 Millionen Beschäftigten in der
ambulanten und stationären Pflege
potenziell große Macht haben –

Fachtagung Altenpflege in Berlin

Großes Machtpotenzial
Domus Cura: Gut organisiert und erfolgreich

TVöD zum Neujahr
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Grit Genster, ver.di-Bereichsleiterin Gesundheitswesen/Gesundheitspolitik
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Nordrhein-Westfalens Gesundheitsminister Karl-
Josef Laumann hat eine merkwürdige Auffassung
von Demo kratie. Er will partout nicht alle Pflege -
personen fragen, ob sie die von der CDU-FDP-
Regierung geplante Landes pflege kammer haben
wollen oder nicht. Sein Argument: Eine Vollbefra -
gung sei nicht repräsentativ, »da regel mäßig nur
diejenigen an entsprechenden Befra gungen teil-
nehmen, die sich bereits vorab eine Meinung fest
gebildet haben«. Eine repräsentative Befragung
von nur sehr wenigen Pflegekräften sei doch viel
besser. Dann soll der NRW-Landtag im Mai wohl
auch nicht gewählt, sondern per repräsentativer
Be fragung bestimmt  werden, oder was? Selbst
das würde Laumanns CDU angesichts miserabler Umfrage werte aber wohl nicht
retten. Für diesen antidemokratischen Akt darf sich Laumann in seinen letzten
Ministermonaten mit der »Goldenen Bettpfanne« schmücken. b

»Goldene
Bettpfanne«

Verfassung müssen in den nächsten
Jahren entsprechende Gesetze erlas-
sen werden.

»Noch nie hat das Volk eine Initia tive
aus dem Bereich Gesundheits politik
angenommen und auch noch nie eine
mit starker gewerkschaft licher Prä -
gung«, schrieb die Neue Zürcher
Zeitung. Die große Unter stützung für
die Pflegekräfte hatte sich im Vorfeld
auch bei Demonstra tionen gezeigt, 
an denen tausende Beschäftigte teil-
nahmen, darunter viele aus Bau- und
Handwerks betrieben. 

Zwei Tage nach dem Urnengang for-
derten Delegierte aus Pflege- und

61 Prozent der Schweizer*innen
haben in einer Volksabstimmung
am 28. November die sogenann-
te Pflegeinitiative unterstützt –
gegen den Willen der meisten
Parteien und der Arbeitgeber.
»Sie setzen damit ein starkes
Zeichen für bessere Bedingun -
gen in der Pflege«, erklärte die
Gewerkschaft Unia.

Mit der Initiative wird die Schweizer
Regierung unter anderem dazu auf-
gefordert, für attraktivere Arbeits -
bedingungen, mehr Möglichkeiten
zur beruflichen Weiterentwicklung
und eine angemessene Finanzierung
von Pflegeleistungen zu sorgen. Laut

In der Corona-Pandemie haben
 etliche Arbeitgeber – auch aus der
Altenpflege – versucht, die Mit -
bestimmungsrechte der Betriebs-
und Personalräte sowie Mitarbeiter -
vertretungen zu umgehen. Das
haben Wissenschaftler*innen der 
TU Darmstadt in einer Studie fest -
gestellt, deren Ergebnisse in den
WSI-Mitteilungen, Ausgabe 4/2021,
veröffentlicht wurden. Ihre Rechte
und die Beschäftigteninteressen
 verteidigen konnten demnach vor
allem Interessenvertretungen mit
starker gewerkschaftlicher
Anbindung. b

https://kurzelinks.de/70uy

Stresstest
Mitbestimmung

Karl-Josef Laumann

Betreuungseinrichtungen bei einer
Branchenkonferenz der Gewerk schaft
Unia, dass die Initiative nun rasch
umgesetzt wird. Zugleich stellten 
sie klar, dass die Bewegung mit der
gewonnenen Abstimmung nicht zu
Ende ist – im Gegenteil. So plant der
Schweizer Gewerkschaftsbund, 2023
zu einem »feministischen Streik«
aufzurufen, unter anderem für eine
bessere Vergütung sogenannter
Frauenberufe wie der Pflege. Beim
letzten Mal waren 2019 hundert -
tausende Frauen und Männer im
ganzen Land für gleiche Bezahlung
und Gleichberech ti gung in allen
Lebens bereichen auf die Straße
gegangen. b

Pflegeinitiative erfolgreich
Volksabstimmung in der Schweiz

Termine

Seminar »Verbesserungen in der
Altenpflege jetzt – mit Hilfe von
Informationsansprüchen die
Interessen der Beschäftigten
durchsetzen«
4. bis 6. April 2022 in Saalfeld

ver.di auf der Altenpflege -
messe
26. bis 28. April 2022 in Essen 

ver.di-Fachtagung Altenpflege
12./13. September 2022 in Leipzig

ver.di-Aktionstag Altenpflege
16. November 2022
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Wir gratulieren Angelika Meißner-Gorke aus Sachsenheim zum Gewinn des Preisausschreibens in der Infopost-Ausgabe 15.
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